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1| Rückblick 
 
Der bisherige Agenda-Prozess basiert auf dem in Rio 1992 von 170 Staaten verabschiedeten 
Aktionsprogramm für eine umweltgerechte, nachhaltige Entwicklung im 21. Jahrhundert. Städte, 
Gemeinden und andere kommunale Einrichtungen waren aufgefordert, einen Dialog und die Konsultation 
mit ihren Bürgerinnen und Bürger aufzunehmen und eine Lokale Agenda 21 zu erarbeiten. Kurzgefasst ist 
die Lokale Agenda 21 ein Handlungsprogramm zur Umsetzung der nachhaltigen Entwicklung auf 
örtlicher Ebene der Städte und Gemeinden. Politik und Verwaltung erarbeiten gemeinsam mit 
Bürgerinnen und Bürgern ein Zukunftsprogramm für ihre Stadt.  
Hierzu wurden in Bergheim 2001 im Rahmen von Zukunftskonferenzen Thesen entwickelt, die als 
Orientierungsrahmen für die Arbeit der in den Stadtteilen gegründeten Stadtteilforen und etwaiger 
Themenarbeitskreise galten. Mit Ausnahme des Stadtteilforums Oberaußem, das sich inzwischen als 
eingetragener Verein organisiert hat, arbeiten die übrigen Foren als loser Zusammenschluss von an der 
Entwicklung ihres Stadtteils interessierten Einwohnern unter dem Dach der gesamtstädtischen bisherigen 
Agenda-Bewegung. Sie entwickeln zu bestimmten festgelegten Themenbereichen eigenständig Projekte 
und setzen sie im Rahmen des Agenda-Prozesses um.  

                              
 
Abb. 1 | Zusammensetzung der am Agenda-Prozess Beteiligten   
  
2003 beschloss der Ausschuss für Stadtplanung und Lokale Agenda entsprechende Richtlinien für die 
Stadtteilforen. Sie dienten im Wesentlichen dazu, die politische Unabhängigkeit der Foren zu sichern und 
die Zusammenarbeit mit der Verwaltung zu regeln. 2004 hat eine durch den Agenda-Beirat eingesetzte 
Arbeitsgruppe die Richtlinien überarbeitet. Sie enthielten Klarstellungen zur Mitgliedschaft, den 
Aufgaben der Forensprecher und Regelungen für Konfliktfälle. Sie wurden von der Versammlung der 
Foren-Sprecher verabschiedet und vom Bürgerausschuss im Januar 2005 beschlossen. 
 
Koordiniert wurde der Prozess durch den erstmals im März 2001 gebildeten Agenda-Beirat, der sich aus 
je einem Vertreter der Stadtteilforen, der Themenarbeitskreise und je einem Vertreter der Ratsfraktionen 
zusammensetzte. Er bildete das Bindeglied zwischen den Agenda-Aktiven der einzelnen Stadtteile, der 
stadtteilübergreifenden Projekte und der Politik und bündelte den Informationsaustausch der am Agenda-
Prozess beteiligten Gruppen und -soweit notwendig- deren Abstimmung untereinander. Er hat die 
Stadtteilforen in ihrer Arbeit beraten und unterstützt und vertrat diese gegenüber der Verwaltung, Politik 
und Öffentlichkeit. Der Agenda-Beirat erarbeitete für seine Tätigkeit eine Arbeitsordnung, die 2003 vom 
Ausschuss für Stadtplanung und Lokale Agenda beschlossen und 2005 mit Beschluss des 

Agenda-Beirat

- Stadtteilforen

- Themenarbeitskreise
- Fraktionsvertreter

VerwaltungPolitik
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Bürgerausschusses vom 20.4.2005 aktualisiert wurde. Von der Verwaltung wurde der Agenda-Beirat 
sachkundig begleitet und deren Sitzungen vorbereitet. Aus dem Beirat wurden drei Mitglieder und drei 
Stellvertreter als sachkundige Einwohner/innen in den für die Lokale Agenda zuständigen Ausschuss 
entsandt. Sie hatten dort Rede- und Antrags-, nicht aber Stimmrecht. Nach jeder Kommunalwahl wurde 
der Agenda-Beirat neu gebildet.  
 
Ergänzend fanden in den Jahren 2001 bis heute in Bergheim auch umfassende 
Bürgerbeteiligungsprozesse in einzelnen Orten statt, an denen die Stadtteilforen der Lokalen Agenda 
zumeist als Co-Akteure, nicht jedoch als Initiatoren, beteiligt waren. 
 
Der Gedanke der Partizipation wurde insbesondere gestärkt durch die Bürgerbeteiligungsprozesse 
 

� im Rahmen des Programms „Soziale Stadt Bergheim Süd-West“ 2001 bis 2014 
� bei der Umsetzung des Integrierten Handlungskonzeptes Quadrath-Ichendorf seit 

2008 
� bei der Bürgerwerkstatt Rheidt-Hüchelhoven 2013/2015 

 
und zahlreiche andere, stärker auf bürgerschaftliche Partizipation durch Stärkung ehrenamtlicher 
Tätigkeit und gemeinnütziger Vereine abzielende Projekte wie etwa langjährige Bürgerhaus-Projekte in 
verschiedenen Stadtteilen, u.a. in Oberaußem und Niederaußem.   
 

2| Aktuelle Entwicklung 
 
Am 17.3.2015 beschloss der HSPA, für die laufende Ratsperiode erneut einen Agenda-Beirat einzurichten 
und beauftragte die Verwaltung, ein Konzept als Arbeitsgrundlage für den Agenda-Beirat zu erarbeiten. 
Dabei sollen die eingegangenen Stellungnahmen der Stadtteilforen berücksichtigt werden. Aus diesen 
Stellungnahmen ging hervor, dass die aktuell noch aktiven Stadtteilforen hinsichtlich ihrer aktuellen 
Tätigkeitsfelder, der Zahl der aktiven Personen sowie im Umfang ihrer Arbeit unterschiedlich intensiv 
ausgerichtet sind. Im Mittelpunkt stehen weiterhin selbstständig entwickelte Projekte und Maßnahmen, 
die sie selbst umsetzen können. Im Tenor bekunden alle befragten Stadtteilforen den Willen zu einer 
Fortführung ihres bürgerschaftlichen Engagements, stehen jedoch der Zusammensetzung des bisherigen 
Agenda-Beirats ambivalent gegenüber.  
 
Der Rat hat darüber hinaus am 23.3.2015 beschlossen, die Entscheidung über die Zusammensetzung und 
die erstmalige Besetzung des Agenda-Beirats (Bestellung der Vertreter der Fraktionen in beratender 
Funktion) für die laufende Wahlperiode an sich zu ziehen. In gleicher Sitzung wurden bereits die 
beratenden Ratsmitglieder aus den jeweiligen Fraktionen für den zukünftigen Agenda-Beirat festgelegt. 
 
Der Auftrag zur Erarbeitung eines Konzeptes als Arbeitsgrundlage für den zukünftigen Beirat unter 
Würdigung der bisherigen Ergebnisse aus den Agenda-Foren und den erwähnten davon unabhängigen 
mannigfaltigen Beteiligungsprozessen in den Stadtteilen eröffnen die Chance für eine Erweiterung der 
Mitwirkungskultur unter dem Dach des zukünftigen integrierten Stadtentwicklungsprozesses. Die 
integrierte Stadtentwicklungsplanung stellt sich dabei als eine geeignete Plattform dar, um diese neue 
Kultur der Beteiligung der Bürgerschaft an kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozessen 
systematisch und strategisch zu entwickeln, denn sie betrachtet Siedlungsstruktur, Verkehr, Umwelt und 
soziale Belange ganzheitlich und hat das Ziel, eine nachhaltige Stadtentwicklung zu ermöglichen.  
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Mit dem nun auf den Weg gebrachten integrierten Stadtentwicklungskonzept „Bergheim 2035“ werden 
die zukünftigen Ziele und Strategien der gesamtstädtischen Stadtentwicklung für die identifizierten 
Handlungsfelder definiert und somit wichtige Weichen zu allen Themen der Stadtentwicklung für die 
nächsten 20 Jahre gestellt. Zudem soll es die Grundlagen für zwei bedeutende Stadtentwicklungsprojekte 
legen und eine effiziente Grundlage für alle zukünftigen Planungsschritte bilden. Darüber hinaus soll mit 
ihm eine Perspektive für die kommenden Beteiligungsstufen unter Einbeziehung der bisherigen 
partizipativen Prozesse in den einzelnen Stadtteilen aufgezeigt werden.   

 
3 | Konzept Bürger.Mit.Wirkung 
 
Bisher waren die Agenda- und sonstigen Stadtteilprozesse mit ihren definierten Zielen Grundlage für das 
weitgehend eigenständige Handeln der Bürgerinnen und Bürger in den einzelnen Stadtteilen. Vor dem 
Hintergrund der sich aus dem bevorstehenden Stadtentwicklungsprozess in allen Handlungsfeldern 
ergebenden Herausforderungen wird die aus den partizipativen Prozessen entwickelte Bürgerbeteiligung 
mit dem Konzept Bürger.Mit.Wirkung fortgesetzt.  
 
Das Konzept Bürger.Mit.Wirkung soll den Bürgerinnen und Bürgern sowie bürgerschaftlichen 
Gruppierungen und weiteren Interessenvertretungen ermöglichen, aktiv und frühzeitig im 
Stadtentwicklungsprozess mitwirken zu können.  
 
Das Ziel, die möglichst frühzeitige Einbindung aller kommunalen Akteure im zukünftigen 
Stadtentwicklungsprozess, soll durch eine freiwillige bürgerschaftliche Partizipation, der informellen 
Bürgerbeteiligung, erreicht werden. Freiwillig bedeutet in diesem Zusammenhang, dass sie nicht 
gesetzlich vorgeschrieben ist und keinen rechtsverbindlichen Charakter aufweist. Die informelle 
Bürgerbeteiligung kann dabei verschiedene Ziele verfolgen. Hat sie das Erkennen bzw. die Bearbeitung 
von Konflikten oder das Finden eines Konsenses zum Ziel, können mit ihrem Einsatz Problemlagen 
frühzeitig identifiziert werden. Möglichen Konflikten kann somit schon frühzeitig entgegengewirkt 
werden. Folgende formelle Planungsverfahren werden dadurch nicht ersetzt, aber ggfls. erleichtert. 
Alternativ hat sie die Entstehung kreativer Ideen zum Ziel, die durch das Schwarmwissen Vieler 
bereichernd auf politische und administrative Prozesse wirken können. Sowohl aus der einen als auch aus 
der anderen gesetzten Zielrichtung erhalten Verwaltung und Politik durch die Rückkopplung der 
Meinungen, Wünsche und Ideen der mitwirkenden Bürger Orientierungshilfe bei kommunalen Planungen 
und Entscheidungen. 
 
Obwohl die Ergebnisse aus der informellen Bürgerbeteiligung in Ermangelung einer 
Rechtsverbindlichkeit nicht im weiteren Planungs- und Entscheidungsprozess Berücksichtigung finden 
müssen, ist es -um das Engagement der kommunalen Akteure nicht zu enttäuschen- wichtig, dass diese 
Ergebnisse in geeigneter Weise in diese Prozesse einfließen oder sogar Umsetzung erfahren. Die 
Entscheidung mit welcher Tiefe die Ergebnisse in dem weiteren Prozess Beachtung finden, ist 
situationsabhängig und individuell zu treffen. Zudem ist die Wahrung der Flexibilität ein wichtiger 
Bestandteil des gesamten Bürgerbeteiligungsverfahrens. Um auf die individuellen Projekte und die 
dazugehörigen Beteiligungsverfahren optimal eingehen zu können, wird je nach Quartier und 
Projektinhalt entschieden, ob das Beteiligungsverfahren mittels der Verwaltung durchgeführt wird (z.B. 
Spielplatzgestaltungsprojekt) oder mittels externer Partner (z.B. Bahnhofsprojekt). 
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Zudem ist es zur Initiierung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens vorab notwendig die Bürgerschaft über 
die jeweiligen Veranstaltungen zu informieren. Dabei wird darauf geachtet, dass unabhängig vom 
sozialen Status, Alter und Bildung die Informationen die Bürgerschaft erreicht. Hierfür werden 
unterschiedliche Medien beziehungsweise Kommunikationswege verwendet. Zu diesen zählen 
Printmedien (z.B. Tageszeitungen), Social Media Instrumente (s.d. Soziale Medien Auswertung) oder 
auch Nachrichtenmitteilungen durch Radio Erft. Zur Einbindung von Jugendlichen, Kindern und 
ausländischen Mitbürgern ist der Einsatz von Streetworkern beziehungsweise Quartiersmanagern, die 
Einbindung von Schulen (z.B. Projekttage Stadtentwicklung oder Gespräche mit Schülervertretungen) 
oder die Entwicklung von einem Kinderparlament möglich. 
 

 
 

A. Bürgermitwirkung im Rahmen des zukünftigen Stadtentwicklungskonzeptes 
 
Bürgerbeteiligung funktioniert am besten, wenn sie lokal verortet ist, so dass die Akteure die Möglichkeit 
haben, sich für das Quartier zu engagieren, in dem sie leben. Daher bildet das Quartier den 
Ausgangspunkt der Bürgerbeteiligung und der bürgernahen Stadtentwicklung in der Kreisstadt Bergheim. 
Die im integrierten Stadtentwicklungskonzept definierten Handlungsfelder wie Wohnen/Demografie, 
Wirtschaft/Gewerbe, Soziales/Integration, Verkehr/Mobilität sowie Naherholung/Tourismus, werden in 
den quartiersbezogenen Beteiligungsforen, wenn vorhanden, mit Hilfe eines Quartiersmanagers zum 
Thema gemacht. Bei nicht Vorhandensein von Quartiersmanagern, könnte dieser Prozess von den 
Stadtteilforen unterstützt werden.  

Gemeinsam haben alle Beteiligungsforen, dass sie die selben Handlungsfelder bearbeiten sowie von 
jedem interessierten kommunalen Akteur wie den Bürgern und Bürgerinnen, den sich aus dem Agenda- 
und Stadtteilprozessen gebildeten bürgerschaftlichen Gruppierungen, Vereinen, Interessenvertretungen 
etc., besucht werden können. Alle Akteure werden Zug um Zug im Rahmen der vorgesehenen projekt- 
und vorhabenorientierten Informationsveranstaltungen in den Stadtteilen eingeladen, an diesen Foren 
teilzunehmen und an der Stadtentwicklung mitzuwirken. 
 
 
 

B. Mitwirkung in projektierten Vorhaben 
 
Soweit Handlungsspielraum für eine bürgerschaftliche Partizipation besteht, erfolgt in einem ersten 
Schritt die Bürgerinformation bei in Planung befindlicher Vorhaben/Projekte durch eine zukünftige 
städtische Projekt- und Vorhabenliste (Beispiel einer Projektliste s. Anhang).    
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In dieser Liste werden zunächst die städtischen Vorhaben/Projekte aufgenommen. Städtische Projekte 
sind dabei Vorhaben in einem Stadtteil, die  
 

• für eine Vielzahl von Menschen vor Ort von Bedeutung sind bzw.  
• bei denen ein starkes Interesse der Bürgerinnen und Bürger vermutet wird,  
• bei denen die Kreisstadt Initiator oder Vorhabenträger ist und  
• die Maßnahmen, deren Finanzierung, z.B. aufgrund eines vorhandenen Haushaltsansatzes 

gesichert ist, umgesetzt werden können.  
 
Im weiteren Verlauf des Stadtentwicklungsprozesses wird diese Liste um die sich aus diesem Prozess 
ergebenden Vorhaben und Projekte ergänzt, soweit sie die vorgenannten Voraussetzungen erfüllen.  
 
Die städtische Projekt- und Vorhabenliste beschreibt für jedes Projekt neben der Zielsetzung u.a. den 
betroffenen Personenkreis und den jeweiligen Stadtteil, den Zeitplan, den Stand der Bearbeitung, die 
Kosten, soweit sie bezifferbar sind, sowie die Legitimationsgrundlage und die federführende Abteilung.  
Gleichermaßen wird in dieser Liste näher beschrieben, welche Form der Bürgerbeteiligung vorgesehen ist, 
ob sie z.B. durch reine Information, Online-Befragungen/Interviews, Work-Shops, Stadtspaziergang, 
Bürgerwerkstatt etc. erfolgt. Für jedes Projekt gelten dabei unterschiedliche Ansatzpunkte in der Intensität 
der Beteiligung.  
 
Grundsätzlich reicht die Einbindung der BürgerInnen in Planungs- und Entscheidungsprozesse bei 
Bürgerbeteiligungsverfahren stufenweise von der reinen Information bis hin zur Mitentscheidung (s.d. 
Abbildung 4), was im letzteren Fall bedeutet, dass zwar Empfehlungen der Teilnehmenden garantiert in 
den Entscheidungsprozess einfließen, dennoch Entscheidungen von gewählten Volksvertretern nicht 
ersetzen kann. 
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Abb. 4  Stufen der Beteiligungsintensität 
 
Die Liste wird von der Verwaltung erstellt und bedarfsorientiert, mindestens einmal jährlich, 
fortgeschrieben und auf der städtischen Internetseite veröffentlicht.  
 
Zusätzlich können Vorhaben und Projekte, die aus den Beteiligungsforen im Quartier oder der 
gesamtstädtischen Strategiegruppe hervorgehen, anhand einer Projektbeschreibung („Steckbrief“) über den 
Stadtentwicklungs-Beirat sowie den jeweiligen Ortsbürgermeister in den zuständigen Ausschuss (HSPA) 
eingebracht werden und - soweit im Konsens mit der Stadtentwicklungskonzept „Bergheim 2035“- nach 
Beschluss durch den HSPA in die städtische Projekt- und Vorhabenliste aufgenommen werden.   
 
Soweit keine Finanzierungsmöglichkeit aus dem städtischen Haushalt möglich ist oder das Vorhaben nicht 
in die  Projektliste aufgenommen wird, wäre eine Finanzierung bürgerschaftlicher Vorhaben über eine 
Schwarmfinanzierung, dem sog. Crowdfunding, denkbar (s. hierzu 7| Exkurs). Hierfür wären die 
Voraussetzungen noch zu schaffen. 
 
 
 

C. Die Akteure 
  
a. Die Beteiligungsforen 

Das Quartier bildet die Basis der Bürgerbeteiligung. Denn im Quartier entstehen die persönlichen 
Kontakte, die die lokalen Akteure zur Beteiligung aktivieren. Zudem weisen die Anliegen der Akteure bei 
einem lokalen Bezug meist auch eine persönliche Betroffenheit auf, wodurch das Engagement der Bürger 
höher ist. Zur Nutzung dieser Vorteile ist es sinnvoll die Beteiligungsforen im Quartier zu verorten. 
Zusätzlich können dabei  auch die Dynamiken der bereits bestehenden Bürgerbeteiligungsprozesse in den 
unterschiedlichen Quartieren als Grundlage genutzt werden, um die im Stadtentwicklungskonzept 
„Bergheim 2035“ definierten Handlungsfelder bedarfsorientiert zu thematisieren.  



 
 

Bürger.Mit.Wirkung – Auf dem Weg zu einer mitgestaltenden Beteiligungskultur 9 

Somit werden bereits vorhandene Strukturen gezielt verwendet, wodurch in den Quartieren Süd-West, 
Quadrath-Ichendorf, Ahe oder auch Nieder-/Oberaußem die lokale Bürgerbeteiligung mit Kopplung an ein 
Quartiersmanagement erfolgt. Das hat den Vorteil, dass die Bürger mit dem Quartiersmanager konstant 
einen festen Ansprechpartner vor Ort haben. Im Sozialraum III (Glessen, Fliesteden, Büsdorf, Rheidt-H.) 
muss die lokale Bürgerbeteiligung jedoch zunächst ohne ein Quartiersmanagement durchgeführt werden. 
Um den Quartiersbezug und auch die Nutzung eines Quartiersmanagements zur Bürgerbeteiligung für die 
Innenstadt zu ermöglichen, wird die Innenstadt als Quartier in die Beteiligungssystematik integriert.  

Insgesamt stehen die quartiersbezogenen Foren allen Bergheimer Bürgerinnen und Bürgern, den aus den 
bisherigen partizipativen Prozessen hervorgegangenen bürgerschaftlichen Gruppierungen, Vereinen, 
Interessenvertretungen (Fachforum Seniorenarbeit, Integrationsrat, Selbsthilfegruppen, 
Werbegemeinschaften, Stadtjugendring etc.) sowie sonstige Wirtschafts- und Dienstleistungs- und 
Handelsverbände offen, soweit sie ihren Sitz in Bergheim haben.  

Aus den jeweiligen quartiersbezogenen Beteiligungsforen werden ein/e VertreterIn/SprecherIn der 
Bürgerschaft und ein/e StellvertreterIn in den zukünftigen Stadtentwicklungs-Beirat (bisher: Agenda-
Beirat) entsendet. Die in den quartiersbezogenen Foren erarbeiteten Ergebnisse werden jeweils  in einem 
Handlungs- und Vorschlagsbericht zusammengefasst. Vorgeschlagene Vorhaben, deren Umsetzung 
gewünscht wird, werden in einer Projektbeschreibung („Steckbrief“) skizziert. Anschließend bringen die 
Forenvertreter die Ergebnisse aus dem jeweiligen Beteiligungsforum zur Beratung/Diskussion/Prüfung in 
den Stadtentwicklungs-Beirat und  rückkoppeln die Ergebnisse aus diesen Beratungen in die Foren. 
 

b. Der Stadtentwicklungs-Beirat 
 
Der zukünftige Stadtentwicklungs-Beirat (bisher Agenda-Beirat) dient in diesem Zusammenhang weiterhin 
als Bindeglied zwischen Politik, Verwaltung und Einwohnerschaft. Ziel der zukünftigen Beiratsarbeit ist, 
den Stadtentwicklungsprozess zu begleiten, zu unterstützen und Stadtentwicklungsprojekte gemeinsam mit 
Politik und Verwaltung auf eine breite Konsultations- und Konsensbasis zu stellen.  
Über den Stadtentwicklungs-Beirat werden zunächst die jeweiligen Ortsbürgermeister beteiligt, um die 
Wünsche und Anregungen oder Vorhaben aus den Stadtteilen abgestimmt in das entsprechende politische 
Gremium weiterzuleiten.  

 
- Zusammensetzung des künftigen Stadtentwicklungs-Beirats  

Der Stadtentwicklungs-Beirat setzt sich zusammen aus je einem Vertreter und Stellvertreter der 
Beteiligungsforen, den gewählten Vertretern der Fraktionen und einem Vertreter der Verwaltung. Der 
Beirat wählt einen Vorsitzenden aus der Mitte der Vertreter der Beteiligungsforen. Die Vertreter der 
Fraktionen haben beratende Funktion, der Vertreter der Verwaltung unterstützt den Beirat in seiner Arbeit. 

 
- Aufgaben des  künftigen Stadtentwicklungs-Beirats 

• Richtlinien für die Beteiligungsforen sowie Arbeitsordnung für den Beirat vor dem Hintergrund der 
aktuellen Entwicklung anpassen und eine unter Berücksichtigung dieses Arbeitspapiers 
entsprechende Aufgabenbeschreibung formulieren 

• Politik und Verwaltung bei der kontinuierlichen Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger an den 
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Entwicklungs-, Planungs- und Entscheidungsprozessen unterstützen 

• Projekte der städt. Projekt-/Vorhabenlisten den Beteiligungsforen vorstellen und die mögliche 
Mitwirkungsformen kommunizieren 
 

• Beratungsergebnisse aus den Beteiligungsforen mit dem Ortsbürgermeister abstimmen und in Form 
von Anfragen, Anregungen, Stellungnahmen und Empfehlungen über den Ortsbürgermeister (s. 
hierzu  § 16 der Hauptsatzung)  in das zuständige politische Gremium (HSPA) weiterleiten 

 
• Über seine Tätigkeit weitere interessierte Akteure gewinnen, die sich im Rahmen des integrierten 

Stadtentwicklungsprozesses engagieren wollen 
 

• Aufbau und Betreiben einer Online-Plattform, um auch Bürgerinnen und Bürger zu erreichen, die 
sich nicht direkt engagieren können/wollen, aber denen damit die Möglichkeit geschaffen wird, 
ihre Meinungen und Vorschläge zu Planungsvorhaben zu äußern. 
 

o Darstellung bereits bestehender Initiativen im Rahmen des ehrenamtlichen Engagements 
(inhaltlich, strukturell) 

o Informationen über aktuelle veröffentlichte  Stadtentwicklungsprojekte/  
-vorhaben einstellen und pflegen, d.h. dem Entwicklungsstand entsprechend regelmäßig zu 
aktualisieren 

o Information über mögliche Beteiligungsform darstellen und die Ergebnisse aus der 
Mitwirkung kommunizieren 

o Ideen- und Mitwirkungsbörse für die Ideen, Vorschläge und Mitwirkungsangebote der 
Bürger („1000 Ideen für Mein Bergheim“) einrichten 

o Online-Bürgerforum als Diskussionsplattform (E-Partizipation) betreiben  
o Mögliches Crowdfunding für bürgerschaftliche Vorhaben als alternative 

Finanzierungsform in Betracht ziehen und ggf. dafür die Voraussetzungen schaffen 
 
 

c. Zuständiges politisches Gremium (2016: HSPA) 
 
Der HSPA hört die Ortsbürgermeister an und nimmt geäußerte und abgestimmte Wünsche und 
Anregungen aus dem Stadtentwicklungs-Beirat zur Kenntnis. Der HSPA versteht sie als 
Orientierung im politischen Entscheidungsprozess.  
 
Darüber hinaus entscheidet der Rat/HSPA ggfls. über die Aufnahme eines über den 
Stadtentwicklungs-Beirat beschriebenen Vorhabens oder Projektes in die städtische Projekt- und 
Vorhabenliste. 
 
 

d. Verwaltung 
 
Die Verwaltung begleitet den Stadtentwicklungsprozess im Rahmen des Konzeptes „Bergheim 
2035“ und setzt es unter Beteiligung der Mitwirkenden um.  
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Sie unterstützt den Stadtentwicklungs-Beirat in seiner Arbeit (Vor- und Nachbereitung der 
Sitzungen) und stellt hierfür Personal im notwendigen Umfang bereit. Zudem führt sie die 
städtische Projekt- und Vorhabenliste und schreibt sie fort. 
 
 
 

D. Transparente Darstellung der Veranstaltungsergebnisse 
 
Bürgerbeteiligungsverfahren müssen transparent und für die Öffentlichkeit zugänglich sein. Das 
gilt nicht nur für die Beteiligungsveranstaltungen, sondern auch für die Darstellung der 
Veranstaltungsergebnisse. 
 
Dazu ist es sinnvoll eine Onlinekategorie Bürgerbeteiligung auf der Homepage der Stadt Bergheim 
zu errichten. Diese beinhaltet: 
- Eine komprimierte Darstellung des Stadtentwicklungskonzepts 
- Eine komprimierte Darstellung des Konzepts Bürger.Mit.Wirkung 
- Projektlisten 
- Veranstaltungstermine 
- Vorstellung der beteiligten Akteure oder Gruppen 
- Veranstaltungsergebnisse 
-           Evaluationsergebnisse 

 
 

 

4 | Zusammenfassung  
 

Bürger.Mit.Wirkung bedeutet,  
 

• Transparenz städtischer Planungen durch frühzeitige Information der Bevölkerung anhand von 
stadtteilbezogenen Projekt-/Vorhabenlisten 

• frühzeitige Einbindung der Menschen vor Ort schafft Vertrauen und stellt notwendige Maßnahmen 
auf eine breite gesellschaftliche Basis 

• bessere Mitgestaltungsmöglichkeiten für der Bevölkerung sowohl in gesamtstädtischer Sicht als 
auch auf die Stadtteile bezogen 

• Berücksichtigung neuer Ideen und alternativer Lösungswege im Verfahrensprozess  
• Stärkung der Identität mit Vorhaben und der Heimatstadt 
• die Umsetzung von Vorhaben wird erleichtert 
• Bereicherung im politischen Entscheidungsprozess 
• Profitieren von „Schwarmwissen“ 
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5 | Konkretes weiteres Vorgehen – nächste Schritte 
 

1. Festlegung der Handlungsfelder des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes und Vorbereitung 
einer Arbeitsstruktur für die Beteiligungsforen  
 

2. Schrittweise Durchführung einer projekt- und vorhabenorientieren Informationsveranstaltung in 
den einzelnen Stadtteilen als Initialzündung 
 

3. Erstellung der städtischen Projekt- und Vorhabenliste 
 

4. Konstituierung der Beteiligungsforen 
 

5. Einladung zur 1. konstituierenden Sitzung des Beirats mit den Vertretern der Beteiligungsforen, 
der Fraktionsteilnehmer sowie der Verwaltungsvertretung 

Bürger.Mit.Wirkung 

 

bringt Vorhaben 

bürgerschaftl. 

Gruppierungen 

in den Beirat 

Politik  
entscheidet 
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und im Rahmen des 
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a. Beratung über Arbeitspapier und ggf. über Erweiterung des Teilnehmerkreises im Beirat 
b. Überarbeitung der Arbeitsordnung für den Beirat sowie Erstellen der Richtlinien für die 

Beteiligungsforen 
c. Über mögliche zukünftige Organisationsform (z.B. Verein) beraten, sofern eigene Projekte 

in eigener Regie umgesetzt werden 
  

6. Verwendung der im Haushalt 2016 zur Verfügung stehenden Mittel sowie der aus dem Vorjahr 
übertragenden Mittel 
 

a. für eine professionelle Einführung in das Thema „Mitgestaltende Bürgerbeteiligung als 
kooperativer Prozess“ 

b. zur Finanzierung Bürgerbeteiligungsveranstaltungen im Rahmen des 
Stadtentwicklungskonzeptes 

 
7. Aufbau und Betrieb einer Online-Plattform  

 

 
6 | Ausblick 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um den verstärkten Beteiligungs- und Gestaltungswünschen der Öffentlichkeit entgegenzukommen, 
müssen neue verlässliche Formen der Zusammenarbeit zwischen Bürgerschaft, Politik und Verwaltung 
gesucht werden, in der den kommunalen Akteuren mehr Beteiligungsrechte und 
Mitentscheidungsmöglichkeiten eingeräumt werden. Voraussetzung hierfür ist zuerst ein breiter Konsens 
der Politik und der Verwaltung zur gewollten Bürgerbeteiligung. Hierzu bedarf es einer strategisch 
ausgerichteten Beteiligungskonzeption und entsprechender Beteiligungsformate.  
 
Informelle Bürgerbeteiligung ist ein kontinuierlicher, dauerhafter Prozess und muss bestimmten Standards 
genügen, wenn sie demokratische Anforderungen erfüllen und für alle Beteiligten zufriedenstellend und 
gewinnbringend sein soll. Es ist deshalb notwendig, sich bei der Umsetzung von partizipativen Verfahren 
über die wesentlichen Anforderungen an eine gute Bürgerbeteiligung zu verständigen. Eine gelungene 
Bürgerbeteiligung setzt voraus, dass sie in erster Linie von allen Akteuren ernsthaft gewollt ist und benötigt 
darüber hinaus ein transparentes und verlässliches Handeln aller Beteiligten.  
 
Ein weiteres entscheidendes Kriterium für eine erfolgreiche informelle Bürgerbeteiligung ist die möglichst 
frühzeitige Einbeziehung von Einschätzungen, Erfahrungen und/oder Meinungen der Bürgerinnen und 
Bürger in den Planungsprozess. Dies fördert einerseits die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit 

Die Idee der Nachhaltigkeit verlangt nach einem aktiv betriebenen breiten gesellschaftlichen 
Dialog sowohl über Visionen und Ziele als auch über konkrete Vorhaben. Insbesondere 
strittige Vorhaben können durch frühzeitige Öffentlichkeitsarbeit, Transparenz der Planungen, 
Dialog und erweiterte Beteiligung -insbesondere durch die Verzahnung der informellen 
Beteiligung mit dem formellen Beteiligungsprozess- oft eher im Konsens realisiert werden.  
[vgl. Dialog schafft Zukunft, Werkzeugkasten Dialog und Beteiligung, Garrelt Duin]  
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den/dem Vorhaben sowie dessen/deren Akzeptanz, anderseits bietet sich die Chance in den politischen 
Entscheidungsprozessen die beste Lösung zu finden, in dem Wissen vor Ort mobilisiert und eine Vielzahl 
relevanter Informationen abgerufen wird.  
 
Die Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in Planungs- und Entscheidungsprozesse reicht dabei 
stufenweise von der reinen Information bis hin zur Mitentscheidung, was im letzteren Fall bedeutet, dass 
zwar Empfehlungen der Teilnehmenden garantiert in den Entscheidungsprozess einfließen, dennoch 
Entscheidungen von gewählten Volksvertretern nicht ersetzen können.  

                         
Damit freiwillige bürgerschaftliche Partizipation erfolgreich gelingt, müssen nicht nur alle maßgeblichen 
Akteure unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu einer Gruppierung, von Bildungsstand, Herkunft, Alter 
oder Geschlecht erreicht werden, sondern es müssen ebenso strukturelle Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Die Durchführung einer mitgestaltenden Bürgerbeteiligung erfordert die Aufstellung von (Spiel-) 
Regeln und Qualitätsstandards für alle Akteure. Hierzu erfordert es die Entwicklung einer entsprechenden 
Beteiligungsstrategie. Sie steuert den Beteiligungsprozess und trägt den Bedürfnissen der Bürgerschaft 
nach mehr Beteiligung an politischen Prozessen und Entscheidungen Rechnung. Die nachfolgende 
Abbildung veranschaulicht die zentralen Gütekriterien einer Beteiligungsstrategie: 

 

 
 
Abb. 5 Kriterien einer Beteiligungsstrategie (Quelle: www.bw21.de) 

 
In einem weiteren Schritt wäre für diese dann ein verbindlicher Rahmen zu schaffen. Gegenwärtig werden 
in vielen Städten gemeinsam von Politik, Verwaltung und Bürgerschaft „Leitlinien für die kommunale 
Bürgerbeteiligung“ entwickelt, mit denen die Weichen für zukünftige Entwicklungen gestellt werden. (z.B. 
Essen, Solingen, Hannover, Wolfsburg, Heidelberg, Heilbronn).  
 
Gemeinsame Regeln für eine mitgestaltende Bürgerbeteiligung in Form von Leitlinien schaffen eine Win-
Win-Situation für die beteiligten Akteure: Bürger/Innen erhalten Gehör, Verwaltung erhält 
Planungssicherheit und Politik erhält mehr Legitimität.  
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Um diesen verbindlichen Rahmen zu schaffen, sind diese Leitlinien -oder Handlungsempfehlungen- 
gemeinsam im Trialog von Politik, Verwaltung und Bürgerschaft/Beirat in einem Prozess zu entwickeln 
und Regeln zu definieren. Ziel ist es, eine verlässliche Grundlage für deren Zusammenarbeit zu schaffen. 
Dies führt zu einer Verbesserung der Kooperations- und Beteiligungskultur und des gegenseitigen 
Verständnisses zwischen den Akteuren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf dem weiteren Weg zu einer noch stärker bürgerorientierten Kommune wäre der Stadtentwicklungs-
Beirat ein Gremium, der die Politik und Verwaltung in der Umsetzung des Stadtentwicklungskonzeptes 
„Bergheim 2035“ sowie in der Entwicklung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens unterstützen kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Leitlinien regeln u.a.  
 

• auf welchem Wege die Bürgerbeteiligung initiiert werden kann,  

• wie einzelne Verfahrensschritte aufeinander abgestimmt werden,  

• wer die Leitung und Moderation übernimmt und  

• auf welchem Wege die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens in kommunale 
Entscheidungsprozesse einfließen werden.  
 
Vielerorts geht mit dem Beschluss der Leitlinien die Einrichtung einer zentralen, für die 
Bürgerbeteiligung zuständigen Stelle bei der Stadt einher. Sie berät und vernetzt Schlüsselpersonen für 
die Beteiligung in der Verwaltung, unterstützt die Durchführung von Beteiligungsverfahren und wertet 
die Durchführung der Verfahren aus, um sie zu verbessern.  
 
(vgl. Stiftung Mitarbeit, Netzwerk Bürgerbeteiligung - Leitlinien kommunaler Bürgerbeteiligung) 
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7 | Exkurs „Crowdfunding“  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Crowdfunding – eine innovative Finanzierungsform für bürgerschaftliche Vorhaben 
 
Das sog. Crowdfunding oder Schwarmfinanzierung ist ein neuer Weg der webbasierten 
Projektfinanzierung auf lokaler bzw. regionaler Ebene. Crowdfunding bedeutet, dass eine Vielzahl von 
Unterstützern über das Internet Projekte, Ideen oder Gründerunternehmen finanziert. Dabei gilt das 
„Ganz oder Gar nicht“-Prinzip“, d.h. Geld fließt nur dann, wenn sich genügend Menschen finden, die 
das Projekt zu 100 % unterstützen. Erreicht ein Projekt das Finanzierungsziel nicht, erhalten die 
Unterstützer ihr Geld zurück. 
 
Die Menschen entscheiden also mit, welche Projekte und Ideen realisiert werden. Die aktive 
Einbindung der Menschen fördert das bürgerschaftliche Engagement und stärkt ihre Identifikation mit 
dem Vorhaben. Im Gegensatz zum Sponsoring eines Projektes durch ein Unternehmen ermöglicht das 
Crowdfunding, dass Privatpersonen schon mit kleinen Beträgen Projekte unterstützen können. Gerade 
für gemeinnützige Bürgerprojekte im Bereich der Stadtentwicklung könnte diese neuartige 
Projektfinanzierung zukünftig eine wichtige Rolle spielen. Voraussetzung hierfür ist eine geeignete 
Plattform für das Crowdfunding. 
 
In der Umsetzung des HSPA-Beschlusses  vom 02.09.2015 hat die Verwaltung zu ortsansässigen 
Bankinstituten Kontakt aufgenommen, um sie als Partner für die Einrichtung eines spendenbasierten 
Crowdfundings zu gewinnen.  
 
Die KSK Köln wäre bereit, ein Crowdfunding unter folgenden Voraussetzungen zu unterstützen: 

- Bereitstellung spezieller Einzelkonten mit dem Zweck des Sammelns und Verwaltens der 
eingezahlten Gelder einschl. der Rücküberweisung in den Fällen, in denen das Spendenziel 
nicht erreicht wird. 

- Das Handeln der KSK beschränkt sich auf Projekte von Vereinen, Institutionen etc., die vom 
Finanzamt als gemeinnützig anerkannt sind 

- Keine Rücküberweisung von Kleinstspenden, sondern Zuführung in allg. gemeinnütziger 
Projekte 

- Keine dauerhafte finanzielle Beteiligung der KSK am angestrebten Crowdfunding der 
einzelnen Kommunen, allenfalls Anschubfinanzierung, da durch hauseigene Stiftung bereits 
Vor-Ort-Projekte aus den Bereichen Kultur, Sport und Umwelt finanziell gefördert wird 
(Hinweis: auch der Leiter der örtlichen Sparda-Bank-Filiale bietet keine finanzielle 
Unterstützung hinsichtlich der Kosten für die Einrichtung von kommunalen Crowdfunding-
Portalen). 

 
Die Gespräche mit der KSK Köln werden fortgesetzt, um Details der avisierten Unterstützung zu 
verhandeln. 
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8 | Evaluation und Reflexion 
 
Jedes Projekt besitzt andere Voraussetzungen und umfasst andere Themenbereiche. Zur Gestaltung einer 
nachhaltigen Bürgerbeteiligungskultur in Bergheim ist die Evaluation und Reflexion unabdingbar. Durch 
eine prozessbezogene Evaluation kann aus Erfahrungen gelernt werden und eine fortlaufende Optimierung 
der Beteiligungsprozesse wird erreicht. Ein geeignetes Instrument dafür ist eine standardisierte Umfrage, 
die die Meinungen der Bürger erfasst. Auf diesem Weg wird eine Nachhaltigkeit der bürgernahen 
städtischen Arbeit erreicht.  
 
Zur Durchführung der standardisierten Umfrage, wird ein allgemeingültiger Fragebogen entwickelt, der 
unabhängig von der Thematik des Projekts die Überprüfung des durchgeführten Beteiligungsprozesses 
gewährleistet. 
 
Der Fragebogen gliedert sich in folgende Themenbereiche: 
 

- Vorabinformation durch die Stadtverwaltung 
- Bürgerbeteiligungsveranstaltung 

• Kommunikation  
• Stimmungsbarometer 

- Allgemeine Verbesserungsvorschläge 
 
Bei der Erhebung ist die Gewährleistung der Anonymität von hoher Bedeutung. Daher werden Bergheimer 
Bürger, die das 16. Lebensjahr erreicht und die Bürgerbeteiligungsveranstaltungen besucht haben, per 
Zufallsprinzip ausgewählt und anonym befragt. Diesen wird entweder per E-Mail oder per Post der 
standardisierte Fragebogen mit einer Rücksendefrist zugesandt. Die Ergebnisse der anonymisierten 
Umfrage werden auf der Homepage der Stadt Bergheim sowie in der Zeitung veröffentlicht und dienen der 
Planung weiterer Bürgerbeteiligungsverfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


